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Vom 25. November 2008 
 

Bisher Neu 

§ 8d Restfinanzierung durch den Kanton in Anwendung von Art. 25a Abs. 5 
KVG 
 
1 a) Pflegeheime 
 
1. Die kantonalen Pflegenormkosten ergeben sich aus der Multiplikation 
der Indexwerte pro Pflegestufe (§ 2 Anhang 1) mit dem Punktwert in 
Franken (§ 3 Anhang 1). 
Für Nichtvertragsheime reduzieren sich die Normkosten um 10 Prozent. 
 
Tabelle unverändert 
 
1bis. Zusätzlich zum Wert gemäss Ziffer 1 Satz 1 werden 35 Rappen pro 
Pflegestufe als Pflegenormkosten anerkannt. 
 
2. Die Höhe der Restfinanzierung entspricht der Differenz zwischen den 
anerkannten Pflegekosten und den Leistungen der Krankenversicherer 
gemäss Art. 7a der Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV) sowie dem 
maximalen Eigenbeitrag der versicherten Person gemäss § 8. Die 
Restfinanzierung für versicherte Personen, für die der Kanton Basel-Stadt 
zuständig ist, ist vom Pflegeheim direkt der entsprechenden kantonalen 
Stelle elektronisch in Rechnung zu stellen. Das Gesundheitsdepartement 
regelt die Einzelheiten der elektronischen Abrechnung in einem Reglement. 
 
3. Bei Übernahme vertraglicher Verpflichtungen durch die Pflegeheime, 
insbesondere bei erhöhten Anforderungen an die Qualifikation des 
Personals, an die Qualitätssicherung, an die Ausbildungstätigkeit und für 
Spezialleistungen kann der Regierungsrat höhere Kosten anerkennen. Der 
Regierungsrat kann entsprechende Verträge abschliessen. 
 
4. Für die Erfassung des Pflegebedarfs der Bewohnerinnen und Bewohner 
gilt für die Pflegeheime, welche auf der kantonalen Pflegeheimliste 

§ 8d Restfinanzierung durch den Kanton in Anwendung von Art. 25a Abs. 5 
KVG 
 
1 a) Pflegeheime 
 
1. Die kantonalen Pflegenormkosten ergeben sich aus der Multiplikation 
der Indexwerte pro Pflegestufe (§ 2 Anhang 1) mit dem Punktwert in 
Franken (§ 3 Anhang 1). 
Für Nichtvertragsheime reduzieren sich die Normkosten um 10 Prozent. 
 
Tabelle unverändert 
 
1bis. Zusätzlich zum Wert gemäss Ziffer 1 Satz 1 werden 35 Rappen pro 
Pflegestufe als Pflegenormkosten anerkannt. 
 
2. Die Höhe der Restfinanzierung entspricht der Differenz zwischen den 
anerkannten Pflegekosten und den Leistungen der Krankenversicherer 
gemäss Art. 7a der Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV) sowie dem 
maximalen Eigenbeitrag der versicherten Person gemäss § 8. Die 
Restfinanzierung für versicherte Personen, für die der Kanton Basel-Stadt 
zuständig ist, ist vom Pflegeheim direkt der entsprechenden kantonalen 
Stelle elektronisch in Rechnung zu stellen. Das Gesundheitsdepartement 
regelt die Einzelheiten der elektronischen Abrechnung in einem Reglement. 
 
3. Bei Übernahme vertraglicher Verpflichtungen durch die Pflegeheime, 
insbesondere bei erhöhten Anforderungen an die Qualifikation des 
Personals, an die Qualitätssicherung, an die Ausbildungstätigkeit und für 
Spezialleistungen kann der Regierungsrat höhere Kosten anerkennen. Der 
Regierungsrat kann entsprechende Verträge abschliessen. 
 
4. Für die Erfassung des Pflegebedarfs der Bewohnerinnen und Bewohner 
gilt für die Pflegeheime, welche auf der kantonalen Pflegeheimliste 



  

aufgeführt sind, das Bedarfsabklärungsinstrument RAI/RUG in der Version 
gemäss Anhang 1. 
 
2 b) Ambulante Pflege  

1. Für die Berechnung der Restfinanzierung durch den Kanton gelten die 
nachfolgenden, anerkannten Pflegekosten. 

Pflegekosten pro Stunde in Fr. 
erste 
Stunde 

ab zweiter 
Stunde 

Bedarfsabklärung 96 80 

Behandlungspflege 93.35 83.35 

Grundpflege 80.50 70.50 

 

2. Die Höhe der Restfinanzierung entspricht der Differenz zwischen den 
anerkannten Pflegekosten und den Leistungen der Krankenversicherer 
gemäss Art. 7a KLV sowie dem maximalen Eigenbeitrag der versicherten 
Person gemäss § 8b. Die Restfinanzierung für versicherte Personen, für 
die der Kanton Basel-Stadt zuständig ist, ist vom Spitexanbieter direkt bei 
der entsprechenden kantonalen Stelle elektronisch in Rechnung zu stellen. 
Diese kann Ausnahmen von der Pflicht zur elektronischen Abrechnung 
vorsehen. Das Gesundheitsdepartement regelt die Einzelheiten der 
elektronischen Abrechnung in einem Reglement. 
 
3. Bei Übernahme vertraglicher Verpflichtungen durch die Spitexanbieter, 
insbesondere bei erhöhten Anforderungen an die Qualifikation des 
Personals, an die Qualitätssicherung, an die Ausbildungstätigkeit, für 
Spezialleistungen und zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
erkennt der Regierungsrat die dadurch entstehenden höheren Kosten an. 
Der Regierungsrat kann entsprechende Verträge abschliessen. 
 

4. Sofern die Kosten für Mittel und Gegenstände, welche durch die 
Pflegefachperson appliziert werden, über einen längeren Zeitraum oder die 
gesamte Pflegedauer durchschnittlich mehr als zehn Prozent der höchsten 
vom Regierungsrat im Bereich der Behandlungspflege anerkannten 
Pflegekosten gemäss Ziffer 1 betragen, werden diese zusätzlich anerkannt. 
Das Gesundheitsdepartement regelt die Einzelheiten in einem Reglement. 
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4. Sofern Für die Dauer der Übergangsbestimmung zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Krankenversicherung vom 18. Dezember 2020 
(Vergütung des Pflegematerials) werden während eines Jahres ab 
Inkrafttreten der Änderung, sofern die Kosten für Mittel und Gegenstände, 
welche durch die Pflegefachperson appliziert werden, über einen längeren 
Zeitraum oder die gesamte Pflegedauer durchschnittlich mehr als zehn 
Prozent der höchsten vom Regierungsrat im Bereich der 



  

 

Behandlungspflege anerkannten Pflegekosten gemäss Ziffer 1 betragen, 
werden diese zusätzlich anerkannt. Das Gesundheitsdepartement regelt 
die Einzelheiten in einem Reglement. 
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